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Sehr geehrter Herr Minister,

in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 30. Mai 2002 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) eine Klage untersucht, die ein Bewohner des deutschen Sprachgebietes gegen Belgacom eingereicht hat, weil er die Ausgabe des Telefonbuches 2001-2002 ohne die Broschüre mit der deutschen Übersetzung der in französischer Sprache abgefassten allgemeinen Informationen und Bekanntmachungen erhalten hat.

Die Telefonbücher werden von der Firma Promedia herausgegeben, die, was die Mitteilung der angefochtenen Auskünfte betrifft, für die Firma Belgacom arbeitet.

Belgacom ist ein autonomes öffentliches Unternehmen; aufgrund von Artikel 36 §1 des Gesetzes vom 21. März 1991 zur Umstrukturierung bestimmter öffentlicher Wirtschaftsunternehmen unterliegen die autonomen öffentlichen Unternehmen und ihre Zweigstellen, die sie an der Ausführung ihrer öffentlichen Aufgaben beteiligen und an denen die öffentlichen Behörden mit mehr als 50 % beteiligt sind, den Bestimmungen der durch den Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGS).

Im vorliegenden Fall handelt Promedia im Rahmen von Artikel 50 der KGS, der besagt, dass die Bestimmung in gleich welcher Eigenschaft von Mitarbeitern, Sonderbeauftragten oder Sachverständigen die Dienststellen nicht von der Beachtung der KGS befreit.

Laut ständiger Rechtsprechung der SKSK sind die Mitteilungen, die sich im offiziellen Teil des Telefonbuches befinden und für die lediglich die Zentralverwaltung zuständig ist, durch eine zentrale Dienststelle direkt an die Öffentlichkeit gerichtete Mitteilungen. Gemäß Artikel 40 Absatz 2 der KGS müssen diese Mitteilungen an die Öffentlichkeit in französischer und in niederländischer Sprache abgefasst werden; eine Übersetzung des offiziellen Teils für die Bewohner des deutschen Sprachgebietes ist jedoch zugelassen (siehe Gutachten 12.324 vom 4. Juni 1981 und Gutachten 27.184/A vom 25. April 1996).

Obwohl eine dreisprachige Ausgabe nicht gesetzlich vorgesehen ist, wäre es aufgrund der Art der angefochtenen Auskünfte doch angebracht, eine Ausgabe in deutscher Sprache vorzusehen.

Die SKSK ist der Ansicht, dass die Klage zulässig aber nicht begründet ist; sie ist aber auch der Ansicht, dass es angebracht wäre, eine Broschüre mit der deutschen Übersetzung der offiziellen Mitteilungen vorzusehen.

Eine Abschrift des vorliegenden Gutachtens ergeht an der Minister des Innern, an das geschäftsführende Verwaltungsratsmitglied von Belgacom sowie an den Kläger.

Mit vorzüglicher Hochachtung


Der Vorsitzende

A. VAN CAUWELAERT - DE WYELS

